
BEBAUUNGSPLAN 
„ZÜSCHERWIES - FLÜRCHEN“ (1983)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen der Teiländerung des Bebauungsplanes gelten 
u.a. folgende Gesetze und Verordnungen:

•	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
26. April 2022 (BGBl. I S. 674).

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanzV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspfle-
ge (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 
(BGBI. I S. 3908).

•	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

•	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 18. August 2021 (BGBI. I S. 3901).

•	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 
des Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 04. Dezem-
ber 2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211).

•	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

•	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

•	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezem-
ber 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

•	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 60 des Geset-
zes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

HINWEISE

Verfahren
•	 Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB teilgeändert. Die Vorschriften des 

§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklä-
rung nach § 10a Abs.1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörte-
rung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

•	 Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes „Züscherwies - Flürchen“ ersetzt in ihrem Geltungsbereich den 
Bebauungsplan „Züscherwies - Flürchen“ (1983).

Artenschutz
•	 Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-

splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu 
setzen. 

Altlasten
•	 Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren 

Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in 
seiner Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

Denkmalschutz
•	 Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 

Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDSchG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDSchG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

Hochwasserschutz/ Starkregenvorsorge
•	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 

von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf 
kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mög-
lichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

Die Einsicht in die verwendeten Normen und Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Nonnwei-
ler möglich.

VERFAHRENSVERMERKE

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
1. Teiländerung des Bebauungsplanes „Züscher-
wies - Flürchen“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

•	 Der Beschluss, den Bebauungsplan teilzuändern, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

•	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich der Bebauungsplan-Teiländerung 
gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer Gren-
zen und Bezeichnungen mit dem Liegen
schaftskataster übereinstimmen.

•	 Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren teilgeändert. Gem. 
§ 13a Abs. 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchgeführt.

•	 Der Gemeinderat der Gemeinde Nonnweiler hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung der 1. Teil-
änderung des Bebauungsplanes „Züscherwies 
- Flürchen“ beschlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 
Abs. 2 BauGB).

•	 Der Entwurf der Bebauungsplan-Teiländerung, 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil  B) sowie der Begründung, hat 
in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 13a BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben kön-
nen, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

•	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __.__.____ von der 
Auslegung benachrichtigt (§  13a BauGB i.V.m. 
§  4 Abs.  2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellungnahme eingeräumt.

•	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen ein. 
Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken und 
Anregungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

•	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ die 1. Teil-
änderung des Bebauungsplanes „Züscherwies - 
Flürchen“ als Satzung beschlossen (§  10 Abs.  1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil  B) 
sowie der Begründung.

•	 Die 1. Teiländerung des Bebauungsplanes „Zü-
scherwies - Flürchen“ wird hiermit als Satzung 
ausgefertigt.

	 Nonnweiler, den __.__.____

	 Der Bürgermeister

•	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 
215 BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen 
der Entschädigungsansprüche gem. §  44 Abs.  3 
Satz  1 und 2 sowie Abs.  4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des §12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

•	 Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Teilände-
rung des Bebauungsplanes „Züscherwies - Flür-
chen“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, 
in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).

Nonnweiler, den __.__.____

	 Der Bürgermeister

TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
Stand Katastergrundlage: 14.06.2022

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

WR REINES WOHNGEBIET
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 3 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

II ANZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

E
BAUWEISE; HIER: EINZELHÄUSER
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

Art der baulichen 
Nutzung

Zahl der Vollge-
schosse

Grundflächen-
zahl

Bauweise
ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 BAUGB I.V.M. §§ 1-14 
BAUNVO

Siehe Plan.

1.1 REINES WOHNGEBIET

zulässig sind:

nicht zulässig sind:

gem. § 3 BauNVO

gem. § 3 Abs. 2 BauNVO

1.	 Wohngebäude.

gem. § 3 Abs. 3 BauNVO und § 3 Abs. 2 BauNVO i.V.m. 
§§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1.	 Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, 
die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die 
Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2.	 sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den 
Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke,

3.	 Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen 
der Bewohner des Gebiets dienen.

2. 	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16-21A 

BAUNVO

2.1 	GRUNDFLÄCHENZAHL
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 

BAUNVO
Siehe Plan. 
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 BauNVO auf 0,4 fest-
gesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der 

Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetzte 
GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bau-
liche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird (§ 19 
Abs. 4 Nr. 1-3 BauNVO), insgesamt bis zu einer GRZ 
von 0,6 überschritten werden.

2.2 	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 

BAUNVO
Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

3. 	 BAUWEISE
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 22 

BAUNVO
Siehe Plan. 
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 2 BauNVO eine of-
fene Bauweise (o) festgesetzt. In der offenen Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten. Zulässig sind nur Einzel-
häuser.

4. 	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE
	 GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 

BAUVNO
Siehe Plan. 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 
2 BauNVO gelten entsprechend. Das gleich gilt für 
bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den 
Abstandsflächen zulässig oder zugelassen werden 
können. 

5. 	 FLÄCHEN FÜR STELLPLÄTZE, GARAGEN 
UND CARPORTS

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I.V.M. § 12 
BAUNVO

Siehe Plan.
Stellplätze, Carports und Garagen sind gem. § 9 Abs. 1 
Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 1 BauNVO innerhalb der 
Baugrenzen und im seitlichen Grenzabstand allgemein 
zulässig. Zwischen der Straßenbegrenzungslinie und 
der Garage / dem Carport sind mindestens 5,50 m frei-
zuhalten. Stellplätze sind auch zwischen Baufenster 
und Straßenverkehrsfläche zulässig.

6. 	 ANPFLANZUNG VON BÄUMEN, 
STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN

	 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Die nicht überbaute Grundstücksfläche ist als intensiv 
begrünte Gartenfläche anzulegen, sofern sie nicht für 
Zufahrten, Stellplätze, Wege und Terrassen oder weite-
re Nebenanlagen benötigt werden. Zulässig sind alle 
Maßnahmen, die geeignet sind, eine ansprechende 
Durchgrünung und eine harmonische und optisch 
ansprechende Einbindung in das umgebende 
Siedlungsbild zu erreichen, so dass ein harmonisches 
Gesamtbild entsteht. Für die Anpflanzungen sind 
regionaltypische Arten der Pflanzliste zu verwenden. 

Je Grundstück sind mindestens 2 hochstämmige Obst-
bäume oder einheimische und regionaltypische Laub-
baum-Hochstämme mit einem Stammumfang von 
mindestens 16-18 cm zu pflanzen und möglichst 
dauerhaft, mindestens jedoch für 20 Jahre zu erhal-
ten.

Für die Hochstämme sind folgende Arten zu verwen-
den (Vorschlagsliste):

•	 Hainbuche (Carpinus betulus),
•	 Buche (Fagus sylvatica),
•	 Vogelkirsche (Prunus avium),
•	 Vogelbeere (Sorbus aucuparia),
•	 Winter/Sommerlinde (Tilia cordata/platyphyllos) 
•	 Traubenkirsche (Prunus padus),
•	 Walnuss (Juglans regia),
•	 Ahorn (Acer pseudoplatanus/platanoides/campes-

tre)

Mindestqualität der Hochstämme: 3-mal verpflanzt, 
mindestens 16-18 cm Stammumfang (StU) gemessen 
in 1m Höhe.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
•	 Das anfallende Schmutzwasser des Plangebiets ist über die vorhandene öffentliche Kanalisation im Kelten-

weg zu entwässern.
•	 Das unbelastete Niederschlagswasser, welches auf dem Grundstück anfällt, soll vor Ort genutzt werden. 

Sollte dies nicht möglich sein, ist das unbelastete Niederschlagswasser zur Zwischenspeicherung und Nut-
zung in Zisternen zurückzuhalten.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Dach:
•	 Zulässig sind Sattel- und Walmdächer. Ausnahmsweise können Flachdächer und flachgeneigte Dächer zu-

gelassen werden, sofern diese begrünt werden.
•	 Zulässig sind Dachneigungen von 17 bis 38 Grad für Hauptgebäude. Die Dachneigungen gelten nicht für 

Garagen und untergeordnete Nebenanlagen. Ausnahmsweise können Flachdächer und flachgeneigte Dä-
cher zugelassen werden, sofern diese begrünt werden.

•	 Dacheindeckungen in glänzenden reflektierenden Materialien sind unzulässig. Die Installation von Anlagen 
zur Nutzung von Solarenergie / Photovoltaik auf den Dachflächen ist zulässig.

Fassadengestaltung: 
•	 Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien.

Sonstiges
•	 Die Oberflächen der Garagenzufahrten, sonstigen Einfahrten, Stellplätzen und Hofflächen sind aus wasser-

durchlässigen Materialien (z.B. Splittdecke, Rasengittersteinen, Rasenfugensteinen, Splittfugenpflaster usw.) 
herzustellen. Auch der Unterbau ist entsprechend wasserdurchlässig herzustellen. 

•	 Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terasssen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu be-
lassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf 
denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl 
vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht 
durchwurzelbare Materialien (z.B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüllten Flä-
chen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen für z.B. trockenresistente und insektenfreundliche Beete oder 
Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt.

•	 Stellplätze: Pro Wohneinheit sind mindestens 2 Pkw-Stellplätze nachzuweisen. Anstelle von Stellplätzen 
können auch Garagen und / oder überdachte Stellplätze (Carports) nachgewiesen werden.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. SWG UND LBO)

Bearbeitet im Auftrag der 
Gemeinde Nonnweiler
Trierer Straße 5
66620 Nonnweiler

Stand der Planung: 01.07.2022
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1. Teiländerung des Bebauungsplanes  
„Züscherwies - Flürchen“
Bebauungsplan in der Gemeinde Nonnweiler, Ortsteil Otzenhausen

M 1:5.000; Quelle: ZORA, Z - 026/05 LVGL

Maßstab 1:500 im Original
Verkleinerung ohne Maßstab
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Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 - 
Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, Teil 
2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, Pflanz-
gruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und 
Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebestim-
mungen für Baumschulpflanzen) ebenso wie die ein-
schlägigen DIN Normen (DIN 18916 (Vegetations-
technik im Landschaftsbau, Pflanzen und 
Pflanzarbeiten) zu beachten.

7.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

rote Balkenlinie = Geltungsbereich der 1. TeiländerungQuelle: Gemeinde Nonnweiler


